
Auszug E N T W U R F  

Verwaltungsvereinbarung  

DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 

   

§ 3 Gegenstand der Finanzhilfen; Antragsberechtigung 

 

(1) An Schulen sind folgende Investitionen (nach Maßgabe von Absatz 4 einschließlich 

 Planung, Beschaffung, Aufbau und Inbetriebnahme bestehend aus Integration, Umsetzung und  

 Installation) förderfähig:   

  

1. Aufbau oder Verbesserung der digitalen Vernetzung in Schulgebäuden und auf 

 Schulgeländen, Serverlösungen;  

  

2. schulisches WLAN;   

  

3. Aufbau und Weiterentwicklung digitaler Lehr-Lern-Infrastrukturen (zum Beispiel  

 Lernplattformen, pädagogische Kommunikations- und Arbeitsplattformen,  

 Portale, Cloudangebote), soweit sie im Vergleich zu bestehenden Angeboten  

 pädagogische oder funktionale Vorteile bieten;  

  

4. Anzeige- und Interaktionsgeräte (zum Beispiel interaktive Tafeln, Displays nebst  

 zugehöriger Steuerungsgeräte) zum Betrieb in der Schule, mit Ausnahme von  

 Geräten für vorrangig verwaltungsbezogene Funktionen;   

  

5. digitale Arbeitsgeräte, insbesondere für die technisch-naturwissenschaftliche 

 Bildung oder die berufsbezogene Ausbildung; 

  

6.  schulgebundene mobile Endgeräte (Laptops, Notebooks und Tablets mit  

 Ausnahme von Smartphones), wenn  

  

a) die Schule über die Infrastruktur, die nach Satz 1 Nummer 1 und 2 

 förderfähig ist, verfügt oder diese durch den Schulträger beantragt ist und 



 

  

b) spezifische fachliche oder pädagogische Anforderungen solche Geräte  

 erfordern und dies im technisch-pädagogischen Einsatzkonzept der Schule 

 dargestellt ist und  

  

c) bei Anträgen für allgemeinbildende Schulen die Gesamtkosten für mobile  

 Endgeräte für allgemeinbildende Schulen am Ende der Laufzeit des  

 DigitalPakts Schule entweder 

  

aa) 20 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens für alle 

 allgemeinbildenden Schulen pro Schulträger oder 

  

bb)  25 000 Euro je einzelner Schule   

oder beides nicht überschreiten. 


